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(Nr. 13292.) Geſetz über die Aufwertung von Erbpachtzinſen (Kanon), Grundmieten, Erbleihen und 
ähnlichen Anſprüchen. Vom 28. Dezember 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


J. Allgemeine Borjchriften. 


81. 

(1) Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen aus Erbpacht (Kanon), Erbenzins, Grundmiete, Erb⸗ 
leihe oder aus ähnlichen Rechtsverhältniſſen, welche die Zahlung eines beſtimmten, in Mark oder in einer 
anderen nicht mehr geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum Gegenſtande haben, 
werden nach Maßgabe dieſes Geſetzes aufgewertet, wenn das Rechtsverhältnis der Erbpacht uſw. vor dem 
14. Februar 1924 begründet iſt und noch beſteht und der Anſpruch durch den Währungsverfall betroffen iſt. 


(2) Rückſtändige Leiſtungen, die vor dem 1. Januar 1925 fällig geworden ſind, gelten als erlaſſen, 
ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein anderes beſtimmt iſt. 


N 82. 
(1) Iſt ein Rechtsverhältnis der im §1 bezeichneten Art abgelöſt, fo wird der Anſpruch auf die Ab- 
löſungsſumme aufgewertet, wenn er durch den Währungsverfall betroffen iſt. 


(2) Die Aufwertung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte die Ablöſungsſumme vor dem 15. Juni 
1922 ohne Vorbehalt der Rechte angenommen hat. 


(8) Die Zahlung des Aufwertungsbetrags kann der Gläubiger nicht vor dem 1. Januar 1929 ver⸗ 
langen. Der Aufwertungsbetrag iſt vom 1. Januar 1928 ab mit 5 vom Hundert zu verzinſen. 


(4) Durch die Aufwertung wird das abgelöſte dingliche Recht nicht wieder begründet. 
83. 


Für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Anſprüche finden, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein 
anderes beſtimmt iſt, die Vorſchriften der 88 2 und 3 des Aufwertungsgeſetzes, für die Anrechnung ge- 
leiſteter Zahlungen die Vorſchriften des § 18 des Aufwertungsgeſetzes Anwendung. 


9 4. 


Die Aufwertung der in den §8 1 und 2 bezeichneten Anſprüche ift ausgeſchloſſen, wenn der Auf⸗ 
wertungsanſpruch nicht bis zum 30. Juni 1928 bei der Aufwertungsſtelle angemeldet iſt. Eine vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgte Anmeldung iſt unwirkſam. 
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$5. 
Soweit eine Aufwertung der in $$ 1 und 2 bezeichneten Anſprüche nicht ftattfindet, kann ſie auch 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder auf Grund einer Anfechtung wegen Irrtums oder aus einem 
anderen Rechtsgrunde nicht verlangt werden. Anſprüche wegen argliſtiger Täuſchung bleiben unberührt. 


8 6. 


Das aufgewertete Recht behält ſeinen bisherigen Rang, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften des 
Aufwertungsgeſetzes über den Rangvorbehalt für den Eigentümer etwas anderes ergibt. 


§ 7. 
Iſt die Aufwertung der Anſprüche aus einem Rechte der im § 1 bezeichneten Art ausgeſchloſſen, ſo 
erliſcht das Recht; ein eingetragenes Recht iſt auf Antrag des Eigentümers im Grundbuche zu löſchen. 


II. Aufwertung der Anſprüche der Kirchen⸗ und Schulverbände. 


88. 
(1) Anſprüche der im $1 bezeichneten Art, die einer Kirchengemeinde oder einem Schulverbande 
zuſtehen, werden auf ihren Goldmarkbetrag aufgewertet. 
(2) Rückſtändige Leiſtungen gelten nur inſoweit als erlaſſen, als fie vor dem 1. Januar 1924 fällig 
geworden ſind. 5 ö 
89, 
Soweit die Leiſtungen für die Jahre 1924 bis 1927 noch nicht bewirkt ſind, iſt der Schuldner be⸗ 
rechtigt, ſie zu je einem Viertel jährlich an den Fälligkeitstagen der Jahre 1928 bis 1931 mit den an dieſen 
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Tagen fälligen Leiſtungen zu entrichten. 
81. » 

(1) Beträgt der Aufwertungsbetrag nicht mehr als 5 Goldmark, ſo iſt das Recht durch Zahlung des 
Fünfundzwanzigfachen des einjährigen Betrags abzulöſen. Der Ablöſungsbetrag iſt am 1. Januar 1929 
fällig; ein beſonderes Ablöſungsverfahren findet nicht ſtatt. 

(2) Durch den Ablöſungsbetrag find auch die ſeit dem 1. Januar 1924 rückſtändigen und die bis 
zum 31. Dezember 1928 fällig werdenden Leiſtungen abgegolten. Die ſeit dem 1. Januar 1924 gezahlten 
Beträge ſind auf den Ablöſungsbetrag anzurechnen. f 


$ 11. 
Der Anſpruch auf die Ablöſungsſumme (82) wird auf feinen Goldmarkbetrag aufgewertet. 


IM. Aufwertung der Anſprüche aus Fehnerbpachten. 


f $ 12. 
Für die Aufwertung der auf den Erbenzins⸗ oder Erbpachtverhältniſſen in den Fehnkolonien in 
Oſtfriesland beruhenden fälligen Abgaben (Fehnerbpachtzinſen) gelten folgende Vorſchriften. i 


813. 

(1) Über die Höhe des für die Fehnerbpachtzinſen geltenden Aufwertungsſatzes entſcheidet die Auf⸗ 
wertungsſtelle. Für jede von einem Unternehmer verwaltete Fehnkolonie wird ein einheitlicher Aufwertungs⸗ 
ſatz feſtgeſetzt. a 

(2) Liegen dem Berechtigten als Gegenleiſtung für die Fehnerbpachtzinſen Leiſtungen für öffent⸗ 
liche oder gemeinnützige Einrichtungen (Kanäle, Schleuſen, Brücken, Wege uſw.) zum Beſten der Kolonie 
oder der Koloniſten ob, fo ift der Auſwertungsſatz fo zu beſtimmen, daß die dauernde Forterhaltung der 
für die Kolonie unentbehrlichen Einrichtungen ſichergeſtellt iſt. Soweit den FJehnerbpachtzinſen Gegen- 
leiſtungen der im Satze 1 bezeichneten Art nicht gegenüberſtehen, darf der Aufwertungsſatz 25 vom Hundert 
nicht überſteigen. i ö FIRE rn 


$ 1A. 
Soweit die für die Zeit vom 1. Januar 1925 bis zum 31. Dezember 1927 geſchuldeten Fehnerb⸗ 
pachtzinſen noch nicht gezahlt ſind, iſt der Erbpächter berechtigt, ſie je zu einem Drittel jährlich an den Fällig⸗ 
keitstagen der Jahre 1928 bis 1930 mit den an dieſen Tagen fälligen Zinſen zu entrichten. 


$ 15. 
Der Anſpruch auf die Ablöſungsſumme ($2) wird auf 25 vom Hundert feines Goldmarkbetrags 
aufgewertet. Als Goldmarkbetrag gilt der Nennbetrag. 


IV. Aufwertung der ſonſtigen Erbpachtzinſen uſw. 
$ 16. 


Soweit die Vorſchriften der §ö 8 bis 15 keine Anwendung finden, erfolgt die Aufwertung der in 
881 und 2 bezeichneten Anſprüche nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes. 


$ 17. 
Soweit die für die Zeit vom 1. Januar 1925 bis zum 31. Dezember 1927 geſchuldeten wiederkehren⸗ 
den Leiſtungen noch nicht bezahlt ſind, iſt der Schuldner berechtigt, ſie zu je einem Drittel jährlich an den 
Fälligkeitstagen der Jahre 1928 bis 1930 mit den an dieſen Tagen fälligen Leiſtungen zu entrichten. 


V. Vergleiche, gerichtliche Entſcheidungen. 


§ 18, 

(4) Vergleiche über Anſprüche der in §8 1 bis 17 bezeichneten Art, die den Zweck hatten, den Streit 
oder die Ungewißheit über die Höhe des infolge der Geldentwertung zu zahlenden Betrags zu beſeitigen, 
bleiben unberührt. Der Aufwertung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſteht ein Vergleich nicht ent⸗ 
gegen, wenn er in der Zeit vom 15. Juni 1922 bis zum 14. Februar 1924 geſchloſſen iſt. 

f (2) Vereinbarungen über die Aufwertung können auch in Zukunft getroffen werden. 


§ 19. 
Dem Anſpruch auf Aufwertung ſteht eine rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung nicht entgegen. 
Iſt die Aufwertung von Anſprüchen der im 81 bezeichneten Art durch eine nach dem 14. Juli 1925 er- 
laſſene rechtskräftig gewordene gerichtliche Entſcheidung geregelt, fo behält es dabei fein Bewenden. 


VI. Aufwertungsverfahren. 


$ 20. 
(1) Beſteht Streit darüber, in welcher Höhe Anſprüche der in 88 1 bis 17 bezeichneten Art aufge⸗ 
wertet find, fo entſcheidet hierüber ausſchließlich die Aufwertungsſtelle. 
(2) Die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle kann für die Entſcheidung der Frage, ob ein nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes aufgewerteter Anſpruch beſteht, ſowie auch für andere mit der Aufwertung 
zuſammenhängende Anſprüche vereinbart werden. c e 


| 8 21. 
(0) Aufwpertungsſtelle ift das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Grundbuch des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks geführt wird. Im Falle einer Geſamtbelaſtung bleibt dasjenige Gericht, welches zuerſt angegangen 
iſt, auch für die Entſcheidung über die Aufwertung hinſichtlich der mitbelaſteten Grundſtücke zuſtändig. 
Dies gilt auch, wenn das Recht abgelöft iſt, für den Anſpruch auf die Ablöſungsſumme. 
(2) Im Falle des § 13 wird die Aufwertungsſtelle vom Juſtizminiſter beſtimmt. 


§ 22. 
Auf das Verfahren vor der Auſwertungsſtelle finden die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſinngemäß Anwendung, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein 
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anderes beſtimmt iſt. Der Juſtizminiſter kann die Beſtimmungen treffen, die er zum Zwecke der Anpaſſung 
an die beſonderen Bedürfniſſe des Aufwertungsverfahrens für notwendig erachtet für das Verfahren auf 
Grund des $13 kann er abweichende Vorſchriften erlaſſen. 
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(1) Gegen die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Über die 
ſofortige Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt die 
ſofortige weitere Beſchwerde zuläſſig, wenn die Entſcheidung auf einer Verletzung des Geſetzes beruht. 
Über die ſofortige weitere Beſchwerde entſcheidet das Kammergericht. 

(2) Gegen die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle kann unter Übergehung der Beſchwerdeinſtanz 
unmittelbar ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt werden, wenn der Gegner einwilligt. Die ſchriftliche 
Erklärung der Einwilligung iſt bei der Einlegung der ſofortigen weiteren Beſchwerde einzureichen. 


8 24. 

Die rechtskräftige Entſcheidung der Aufwertungsſtelle iſt für die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
bindend. Aus der rechtskräftigen Entſcheidung der Aufwertungsſtelle über die Koſten ſowie aus einem 
vor der Aufwertungsſtelle abgeſchloſſenen Vergleiche findet die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung ſtatt. Das gleiche gilt für rechtskräftige Entſcheidungen, für die die Zuſtändigkeit 
der Aufwertungsſtelle vereinbart iſt. 

$ 25. 

(1) Die Aufwertungsſtelle verteilt die Koſten des Verfahrens auf die Beteiligten nach billigem Er⸗ 
meſſen. 

(2) Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, Vorſchriften über die Gebühren und Koſten zu erlaſſen. 


VII. Gerichtliche Verfahren. 
$ 26. 

In vor preußiſchen Gerichten anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt das Verfahren auf 
Antrag auszuſetzen, ſoweit die Entſcheidung von der Höhe der Aufwertung eines der in den ss 1 bis 17 
bezeichneten Anſprüche abhängt. Der Antrag auf Ausſetzung kann zu Protokoll der Geſchäftsſtelle er- 
klärt werden. 

$ 27, 

Findet infolge der Vorſchriften dieſes Geſetzes ein vor preußiſchen Gerichten anhängiger Rechte. 
ſtreit ſeine Erledigung, ſo trägt jede Partei die ihr entſtandenen außergerichtlichen Koſten. Die Gerichts. 
koſten werden niedergeſchlagen. 

VIII. Schlußvorſchriften. 
$ 28. 

(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1928 in Kraft. ; 

(2) Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſes Geſetzes, insbeſondere auch 
zur Erleichterung des Grundbuchverkehrs, erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungs⸗ 
vorſchriften zu erlaſſen. | 

(3) Auf Verlangen des Landtags ſind die auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Durchführungs⸗ 
vorſchriften aufzuheben oder abzuändern. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. Dezember 1927. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 
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(Nr. 13293.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Aufwertung von Erbpachtzinſen (Kanon > 
Grundmieten, Erbleihen und ähnlichen Anſprüchen vom 28. Dezember 1927. Vom 28. Dezember 
1927. 


Auf Grund des 9 21 Abſ. 2, des § 22 Satz 2, des $ 25 Abſ. 2, des § 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die 
Aufwertung von Erbpachtzinſen (Kanon), Grundmieten, Erbleihen und ähnlichen Anſprüchen vom 28. Dezember 
1927 (Gefebfamml. S. 215) wird folgendes verordnet: 


J. Verfahren des Grundbuchamts. 


Artikel 1. 

(1) Bei der Eintragung der Aufwertung in das Grundbuch iſt der Aufwertungsbetrag in Goldmark ein⸗ 
zutragen. 

(2) Die Höhe der Geldſumme, die auf Grund des aufgewerteten Rechtes oder Anſpruchs zu zahlen iſt, wird 
in der Weiſe beſtimmt, daß eine Goldmark des Aufwertungsbetrags dem jeweiligen Preiſe von 1/790 Kilogramm 
Feingold gleichgeſetzt wird. Maßgebend iſt der für den Tag der Fälligkeit amtlich feftgeftellte Preis; § 2 der Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung des Geſetzes über wertbeſtändige Hypotheken vom 29. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
©. 482) findet Anwendung. Ergibt ſich bei der Umrechnung für das Kilogramm Feingold ein Preis von nicht 
mehr als 2 820 Reichsmark und nicht weniger als 2 760 Reichsmark, ſo iſt für jede zu zahlende Goldmark eine 
Reichsmark zu entrichten. 

Artikel 2. 

Die Vorſchriften des $ 41 der Grundbuchordnung finden entſprechende Anwendung, wenn der Aufwertungs⸗ 
betrag eingetragen werden ſoll. 

Artikel 3. i 

Iſt eine Aufwertung bereits abweichend von den Vorſchriften des Geſetzes oder dieſer Verordnung in das 
Grundbuch eingetragen, ſo iſt die Eintragung auf Antrag zu berichtigen. § 22 der Grundbuchordnung findet 
Anwendung. Die Berichtigungen ſind gebührenfrei. 


II. Anmeldungsverfahren. 


Artikel 4. 

(1) Die Anmeldung des Aufwertungsanſpruchs erfolgt ſchriftlich oder durch Erklärung zum Protokoll 
der Geſchäftsſtelle der Aufwertungsſtelle oder eines Amtsgerichts. Sie iſt nur wirkſam, wenn ſie bis zum Ablaufe 
des 30. Juni 1928 bei der Aufwertungsſtelle eingeht. 

(2) Die Anmeldung ſoll enthalten: 
den Namen und Wohnort des Anmeldenden; 
den Namen und Wohnort des Schuldners; 
die Bezeichnung des belaſteten Grundſtücks; 
die Bezeichnung des Rechtes oder Anſpruchs, deſſen Aufwertung verlangt wird 
den bisherigen Geldbetrag des Rechtes oder Anſpruchs und, wenn der Geldbetrag in einer früheren 

Währung oder für ein nicht mehr geltendes Flächenmaß ausgedrückt iſt, den für die Umrechnung 
in Mark alter Währung maßgebenden Umrechnungsſatz und den ſich hieraus ergebenden Markbetrag 
6. den geforderten Aufwertungsbetrag. 


Artikel 5. 
(1) I das Recht nicht als Erbpacht (Kanon), Erbenzins, Grundmiete oder Erbleihe bezeichnet, ſo ſoll 
die Anmeldung ferner die Angabe der tatfächlichen Verhältniſſe enthalten, mit denen die Aufwertung nach den 
Vorſchriften des Geſetzes begründet werden ſoll. 
(2) Iſt in der Provinz Hannover ein Recht oder Anſpruch als „Meierzins“, „Zins aus Beheerdiſchheit“, 
„Hilgenheuer“, „Landheuer“, „Grundheuer“, „Warfheuer“, „beheerdiſche Heuer“ bezeichnet, ſo bedarf es der im 
Abſ. 1 vorgeſchriebenen Angaben nicht. 


= 


Artikel 6. 

(1) Die Aufwertungsftelle hat die Anmeldung dem Schuldner mitzuteilen. Die Mitteilung hat die in 
Artikel 4 Abſ. 2, Artikel 5 bezeichneten Angaben und den Hinweis zu enthalten, daß nach Ablauf der Ein- 
ſpruchsfriſt (Artikel 7) der angemeldete Anſpruch als feſtgeſtellt gilt, ſofern nicht rechtzeitig Einſpruch erhoben iſt. 
Für die Mitteilung ſind die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zuſtellung von Amts wegen maßgebend. 

(2) Werden von einem Gläubiger Anſprüche aus Rechtsverhältniſſen gleicher Art gegen mehrere Schuldner 
angemeldet und haben die Schuldner in demſelben Gemeindebezirk ihren Wohnſitz, ſo kann die Aufwertungs⸗ 
ftelle anordnen, daß die Mitteilung durch Auslegung eines Verzeichniſſes der Anſprüche bei dem Vorſteher der 
Gemeinde erfolgen ſoll. Das Verzeichnis muß die im Artikel 4 Abſ. 2 bezeichneten Angaben ſowie den im Abſ. 1 
Satz 2 bezeichneten Hinweis enthalten. Die Anordnung ſoll nur erfolgen, wenn ſie mindeſtens 20 Anſprüche be- 
trifft. Sie iſt durch Aushang an der Gerichtstafel ſowie durch Anheftung an die für amtliche Bekanntmachungen 


Oefegfammlung 1927. (Nr. 13292—13293.) 65 


— 0 —_ 


in der Gemeinde beſtimmte Stelle öffentlich bekanntzumachen. In der Anordnung iſt der Beginn und die 
Dauer der Auslegung anzugeben. Die Dauer der Auslegung darf nicht weniger als zwei Wochen betragen. 

(3) Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten gleichfalls, wenn die belaſteten Grundſtücke in demſelben Ge⸗ 
meindebezirke belegen ſind; ſoweit die Schuldner in dem Gemeindebezirke nicht ihren Wohnſitz haben, find fie von 
der Anordnung durch gewöhnlichen Brief zu benachrichtigen. 


Artikel 7. 

(1) Der Schuldner kann innerhalb einer Friſt von einem Monat ſeit Mitteilung der Anmeldung bei der 
Aufwertungsſtelle Einſpruch erheben. Die Friſt beginnt mit der Zuſtellung, im Falle der Auslegung der An⸗ 
meldung mit dem Ablaufe der Auslegungsfriſt. 

(2) Der Einſpruch iſt ſchriftlich oder durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle der Aufwertungs⸗ 
ſtelle oder eines Amtsgerichts zu erheben. Der Einſpruch ſoll die Gründe enthalten, auf die er geſtützt wird. 

(3) Wird der Einſpruch durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts erhoben, 
ſo genügt es zur Wahrung der Einſpruchsfriſt, daß die Erklärung innerhalb der Friſt erfolgt. Die Geſchäftsſtelle 
des Amtsgerichts hat innerhalb 24 Stunden der Geſchäftsſtelle der Aufwertungsſtelle von der Erhebung des Ein⸗ 
ſpruchs Nachricht zu geben. a 

Artikel 8. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt gilt der angemeldete Anſpruch als feſtgeſtellt, ſofern nicht rechtzeitig gegen 
die Anmeldung Einſpruch erhoben iſt. 

Artikel 9. 

Einem Schuldner, der ohne ſein Verſchulden verhindert worden iſt, die Einſpruchsfriſt einzuhalten, iſt auf 
ſeinen Antrag die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu erteilen. Die Vorſchriften des § 22 Abſ. 2 des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden entſprechende Anwendung. 


III. Aufwertungsverfahren. 


N Artikel 10. 

Auf das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle finden die Vorſchriften der Artikel 122 bis 124 der Durch⸗ 
führungsverordnung zum Aufwertungsgeſetze vom 29. November 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 392) entſprechende 
Anwendung. 

Artikel 11. 8 

Die Aufwertungsſtelle kann die Verbindung mehrerer für denſelben Gläubiger oder gegen denſelben Schuldner 
anhängigen Aufwertungsverfahren zum Zwecke gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung anordnen. Sie 
kann eine ſolche Anordnung wieder aufheben. 


Artikel 12. 
Wohnt ein Beteiligter nicht im Oeutſchen Reiche, ſo hat er bei der nächſten Verhandlung vor der Aufwertungs⸗ 
ftelle, falls er aber vorher einen Schriftſatz einreicht, in dieſem einen Zuſtellungsbevollmächtigten zu beſtellen. Die 
Vorſchriften des $ 175 Abſ. 1 Satz 2, 3 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung finden entſprechende Anwendung. 


Ne Artikel 13. 5 
Die Geſchäftsſtelle der Aufwertungsſtelle hat jedem, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt, auf Antrag eine 
Beſcheinigung darüber zu erteilen: 5 
1. ob bei ihr bis zum 30. Juni 1928 ein Anſpruch auf Aufwertung angemeldet ift; 
2. wann die Anmeldung nach Artikel 6 dem Schuldner mitgeteilt ift; 
3. ob und wann ein Einſpruch gemäß Artikel 7 erhoben iſt. Eine Beſcheinigung, daß kein Einſpruch 
erhoben iſt, darf erſt eine Woche nach Ablauf der Einſpruchsfriſt erteilt werden. 


Die Beſcheinigung erfolgt gebührenfrei. 


Artikel 14. 

Iſt auf Grund der Dritten Steuernotverordnung oder des Aufwertungsgeſetzes ein Verfahren bei einer Auf⸗ 
wertungsſtelle oder in der Beſchwerdeinſtanz anhängig, ſo gilt es als ein Verfahren, das auf Grund des Geſetzes 
oder dieſer Verordnung anhängig iſt. Die Vorſchriften des Artikels 127 Abſ. 2 bis 4 der Durchführungsverordnung 
zum Aufwertungsgeſetze vom 29. November 1925 Reichsgeſetzbl. I S. 392) finden entſprechende Anwendung. 


Artikel 15. 
Die Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen vom 28. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 103) 
findet Anwendung. b 5 e 
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IV. Aufwertung der Anſprüche aus Fehnerbpachten. 
Artikel 16. 


Aufwertungsſtelle zur Feſtſetzung des Aufwertungsſatzes nach § 13 des Geſetzes iſt eine Zivilkammer des 
Landgerichts, in deſſen Bezirk die Fehnkolonie belegen iſt. 


Artikel 17. 
Auf das Verfahren der Aufwertungsſtelle finden die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 


Artikel 18. 
(1) Zur Anrufung der Aufwertungsſtelle iſt der Erbverpächter ſowie jeder Erbpächter befugt. 
(2) Jeder Erbpächter derſelben Fehnkolonie kann ſich dem Verfahren anſchließen. 


Artikel 19. 

Die Anrufung der Aufwertungsſtelle iſt von dem Vorſitzenden durch Aushang an der Gerichtstafel des 
Amtsgerichts, in deſſen Bezirk die Fehnkolonie belegen tft, und durch Anheftung an die für amtliche Bekannt⸗ 
machungen in der Gemeinde beſtimmte Stelle öffentlich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung hat den Sin- 
weis zu enthalten, daß die Entſcheidung gegenüber allen Erbpächtern, auch ſoweit ſie ſich nicht an dem Verfahren 
beteiligen, wirkt. 

Artikel 20. 


Die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle kann nur einheitlich gegenüber allen an dem Verfahren beteiligten 
Erbpächtern ergehen. Sie wirkt auch für und gegen die Erbpächter, die ſich nicht an dem Verfahren beteiligt 
haben. a 

Artikel 21. 

(1) Die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle iſt mit Gründen zu verſehen. Sie iſt den Beteiligten von Amts 

wegen zuzuſtellen, und zwar, ſofern nicht etwas anderes beantragt iſt, unter Weglaſſung der Gründe. 


(2) Iſt die Zuſtellung an alle oder einzelne Beteiligte untunlich, ſo kann die Aufwertungsftelle für alle 
oder einzelne Beteiligte einen oder mehrere Zuſtellungsbevollmächtigte beſtellen. 

(3) Die Entſcheidung iſt ferner durch Aushang an der Gerichtstafel des im Artikel 19 bezeichneten Amts⸗ 
gerichts und durch Anheftung an die für amtliche Bekanntmachungen in der Gemeinde beſtimmte Stelle öffentlich 
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung hat den Hinweis zu enthalten, daß die Beſchwerdefriſt für die Erb⸗ 
pächter, die ſich an dem Verfahren nicht beteiligt haben, mit dem Tage des Aushanges an der Gerichtstafel beginnt; 
der Tag des Aushanges iſt in der Bekanntmachung anzugeben. 


Artikel 22. 
(1) Gegen die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle findet das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde ſtatt. 


(.) Die Beſchwerdefriſt beträgt einen Monat; ſie beginnt mit der Zuſtellung, jedoch für die Erbpächter, 
die ſich nicht an dem Verfahren beteiligt haben, mit dem Tage des Aushanges der Entſcheidung an der Gerichtstafel. 


(3) Über die Beſchwerde entſcheidet das Oberlandesgericht. 


Artikel 23. 
0) Vergleiche, die zwiſchen dem Erbverpächter und einem oder mehreren Erbpächtern über die Höhe des 
Aufwertungsſatzes vor der Aufwertungsſtelle geſchloſſen werden, können auf Antrag durch Beſchluß der Auf- 
wertungsſtelle für allgemein verbindlich erklärt werden, wenn ihre R egelung auch den übrigen Erbpächtern gegenüber 
angemeſſen erſcheint. 


(2) Die Vorſchriften der Artikel 21, 22 finden entſprechende Anwendung. 


5 Artikel 24. 

Die Koſten des Verfahrens vor der Aufwertungsſtelle trägt der Erbverpächter, ſofern nicht die Aufwertungs⸗ 
ftelle fie aus beſonderen Gründen ganz oder teilweiſe einem oder mehreren Erbpächtern auferlegt. Außergerichtliche 
Koſten werden nicht erſtattet. 

Artikel 25. 

(1) Die Gebühr in dem Verfahren vor der Aufwertungsſtelle iſt nach dem Werte des Streitgegenſtandes 
zu erheben. Der Wert des Streitgegenſtandes wird von der Auf wertungsſtelle nach freiem Ermeſſen, jedoch nicht 
höher als auf 50 000 Reichsmark feſtgeſetzt. 

(2) Ruft der Erbverpächter die Aufwertungsſtelle an, ſo iſt von ihm ein Gebührenvorſchuß in Höhe von 
5 Zehnteilen der vollen Gebühr zu erfordern. Bei allen vom Erbverpächter geſtellten Anträgen kann von ihm ein 
zur Deckung der baren Auslagen hinreichender Vorſchuß erhoben werden; die Aufwertungsſtelle kann die Vornahme 
der Handlung von der Zahlung des für die baren Auslagen erforderten Vorſchuſſes abhängig machen. 
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(3) Für das Verfahren vor der Aufwertungsftelle einſchließlich der Anordnung und Vornahme von Beweis⸗ 
verhandlungen werden 15 Zehnteile der vollen Gebühr erhoben; die Gebühr deckt auch die Beurkundung und die 
Verbindlichkeitserklärung eines Vergleichs. Wird eine andere das Verfahren abſchließende Entſcheidung der Auf⸗ 
wertungsſtelle getroffen, ſo werden außerdem 5 Sehnteile der vollen Gebühr erhoben. Wird die Anrufung zurück⸗ 
genommen, bevor ein gebührenpflichtiger Akt ſtattgefunden hat, ſo werden 5 Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 
Die Bekanntmachung der Anrufung (Artikel 19) gilt in dieſem Sinne nicht als gebührenpflichtiger Akt. 

(4) Im übrigen finden die Vorſchriften der Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen 
vom 28. Juli 1925 (Gefeßfamml. S. 103) entſprechende Anwendung. 


Artikel 26. 

() Für die Entſcheidung von einzelnen Aufwertungsſtreitigkeiten verbleibt es bei der Zuſtändigkeit und 
dem Verfahren der im § 21 Abf. 1 des Geſetzes beſtimmten Aufwertungsſtelle. Diefe ift an die Entſcheidung der 
im Artikel 16 dieſer Verordnung eingeſetzten Aufwertungsſtelle gebunden. 

(2) Erfolgt die Anmeldung der Aufwertungsanſprüche vor rechtskräftiger Feſtſetzung des Aufwertungs⸗ 
ſatzes, ſo bedarf es bei der Anmeldung und bei der Auslegung des Verzeichniſſes der angemeldeten Anſprüche 
(Artikel 6 Abſ. 2, 3) der im Artikel 4 Abſ. 2 Nummer 6 bezeichneten Angabe nicht. Arkikel 8 findet mit der 
Maßgabe Anwendung, daß als Aufwertungsbetrag derjenige Goldmarkbetrag als feftgeftellt gilt, der dem in der 
Anmeldung bezeichneten Markbetrage des angemeldeten Anſpruchs unter Zugrundelegung des Aufwertungsſatzes 
entſpricht, der von der Aufwertungsſtelle (Artikel 16) feſtgeſetzt wird. 


V. Schlußvorſchriſt. 
Artikel 27. 
Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Geſetze vom 28. Dezember 1927 in Kraft. 
Berlin, den 28. Dezember 1927. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. 
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